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§189 

Tätige Reue

Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
wegen Brandstiftung oder wegen fahrlässiger Verursachung 
eines Brandes ist abzusehen, wenn der Täter aus eigenem 
Entschluß den Brand löscht, bevor ein weiterer als der durch 
die bloße Inbrandsetzung verursachte Schaden entstanden ist.

§190

Verursachung einer Katastropbengefahr

(1) Wer vorsätzlich Talsperren, Rückhaltebecken, Schleu­
sen, Wehre oder andere Einrichtungen oder Anlagen, die 
dem Schutz vor Naturgewalten dienen, zerstört, beschädigt 
oder in sonstiger Weise für ihre Zwecke unbrauchbar macht 
und dadurch fahrlässig eine Gemeingefahr verursacht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu acht Jahren bestraft.

(2) Wer durch die Tat vorsätzlich eine Gemeingefahr oder 
fahrlässig außerordentlich schwerwiegende Folgen verur­
sacht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren be­
straft.

(3) Im Fall der vorsätzlichen Herbeiführung einer Gemein­
gefahr gemäß Absatz 2 sind Vorbereitung und Versuch, in 
allen anderen Fällen ist der Versuch strafbar.

. §191

Beeinträchtigung der Brand- oder Katastrophenbekämpfong

Wer vorsätzlich
1. Warn-, Melde- oder Alarmanlagen oder andere Einrich­

tungen oder Geräte, die der Brand- oder Katastrophen­
bekämpfung dienen, zerstört, beschädigt, mißbräuchlich 
benutzt, entfernt, zweckwidrig mit ihnen umgeht oder 
ihre Benutzung auf andere Weise erschwert oder verhin­
dert;

2. Not- oder Sicherheitszeichen oder die dafür festgelegten 
Frequenzen mißbräuchlich benutzt;

3. gesetzlichen Bestimmungen oder Weisungen zuwiderhan­
delt, die der Verhütung oder Bekämpfung von Katastro­
phen dienen,

und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig Maßnahmen zur Ver­
hütung oder Bekämpfung von Bränden oder Katastrophen 
beeinträchtigt, wird mit Freiheitsstrafe bis Zu zwei Jahren 
oder mit Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft oder von einem gesellschaftlichen 
Organ der Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

A n m e r k u n g :
Handlungen, die Maßnahmen zur Verhütung oder Bekämp­

fung von Bränden oder Katastrophen geringfügig beeinträch­
tigen, können als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.

Verursachung einer Umweltgefahr

§ 191 a

(1) Wer vorsätzlich unter Verletzung gesetzlicher oder be­
ruflicher Pflichten eine Verunreinigung des Bodens, des Was­
sers oder der Luft mit schädlichen Stoffen oder mit Krank­
heitserregern verursacht oder verunreinigtes Trink- oder 
Brauchwasser abgibt und dadurch fahrlässig eine Gemeinge­
fahr herbeiführt, wird mit Geldstrafe, Verurteilung auf Be­
währung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer unter vorsätzlicher Verlet­
zung gesetzlicher oder beruflicher Pflichten eine Verunreini­
gung des Bodens, des Wassers oder der Luft mit schädlichen 
Stoffen oder mit Krankheitserregern im bedeutenden Um­
fange verursacht oder erheblich verunreinigtes Trink- oder 
Brauchwasser abgibt, obwohl er bereits wegen einer gleich­
artigen, innerhalb von zwei Jahren begangenen, vorsätzlichen 
Handlung mit Ordnungsstrafe zur Verantwortung gezogen 
wurde.

(3) Wer durch die Handlung vorsätzlich eine Gemeingefahr 
verursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren be­
straft.

(4) Wer durch die Handlung einen erheblichen Gesund­
heitsschaden oder den Tod eines Menschen fahrlässig verur­
sacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu acht Jahren bestraft.

(5) Der Versuch ist strafbar.

§ 191 b

(1) Wer fahrlässig eine im § 191 а genannte Handlung be­
geht und dadurch fahrlässig eine Gemeingefahr herbeiführt, 
wird mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf 
Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr be­
straft.

(2) Wer durch die Handlung einen erheblichen Gesund­
heitsschaden fahrlässig verursacht, wird mit öffentlichem 
Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung oder mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft. Wurde der Tod 
eines Menschen fahrlässig verursacht, ist auf Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder auf Verurteilung auf Bewährung zu 
erkennen.

(3) Ein schwerer Fall liegt vor, wenn

1. mehrere Menschen getötet werden oder
2. die Handlung auf einer rücksichtslosen Verletzung der 

Bestimmungen zum Schutze des Bodens, des Wassers oder 
der Luft beruht oder der Täter seine Sorgfaltspflichten 
im gesellschaftlichen Zusammenleben in besonders ver­
antwortungsloser Weise verletzt.

In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. Liegen die Voraus­
setzungen der Ziffern 1 und 2 zugleich vor, kann die Frei­
heitsstrafe bis auf acht Jahre erhöht werden.

§192

Gemeingefahr

Gemeingefahr ist eine immittelbare Gefahr für das Leben 
oder die Gesundheit von Menschen oder für bedeutende 
Sachwerte. Eine Gemeingefahr liegt auch vor, wenn die le­
benswichtige Versorgung der Bevölkerung erheblich beein­
trächtigt oder die Entsorgung erheblich gestört ist.

2. A b s c h n i t t  

Straftaten gegen den Gesundheits- und Arbeitsschutz

§193

Verletzung der Bestimmungen 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes

(1) Wer als Verantwortlicher für die Durchsetzung und 
Durchführung des Gesundheits- und Arbeitsschutzes vorsätz-


